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Verheerender Starkregen
Mindestens 59 Menschen bei Überschwemmungen umgekommen
Land unter in La Plata. (Foto: AP)
Buenos Aires/La Plata (dpa/mc) - Mindestens 59 Menschen sind nach heftigen Regenfällen in der La-Plata-Region bei Überschwemmungen ums Leben gekommen. In La Plata, der Hauptstadt der Provinz Buenos Aires, starben mindestens 51 Menschen, wie Gouverneur Daniel Scioli am Donnerstag mitteilte. Sie ertranken oder bekamen tödliche Stromschläge.
In der Nacht zum Mittwoch fielen in der Provinzhauptstadt innerhalb von sieben Stunden 400 Liter Regen pro Quadratmeter. Der historische Niederschlagsrekord von 1906 für den gesamten Monat April wurde übertroffen. Die Rettungsmannschaften durchkämmten die Abflusskanäle der 650.000 Einwohner zählenden Stadt auf der Suche nach den Vermissten. Zuletzt belief sich deren Zahl auf 20.
Mehr als 3000 Einwohner La Platas wurden in Sicherheit gebracht. Zahlreiche Menschen mussten von Dächern und Bäumen gerettet werden. In einer Raffinerie des Erdölunternehmens YPF in der Nähe der Provinzhauptstadt brach wegen des Unwetters ein Feuer aus. Nach acht Stunden konnte die Feuerwehr den Brand am Mittwochmorgen löschen.
Staatschefin Cristina Fernández de Kirchner besuchte am Mittwoch den überschwemmten Stadtteil Tolosa in La Plata, wo sie aufgewachsen ist. Ihre Mutter und ihre Schwester, die in Tolosa leben, seien wie die meisten Nachbarn auch ohne Licht und Wasser geblieben.
In Buenos Aires waren bereits am Dienstag acht Menschen umgekommen. Am frühen Vormittag fielen dort in zwei Stunden 110 Liter Regen, wie die Wetterwarte mitteilte. Insgesamt waren in der Hauptstadt 350.000 Menschen direkt von den Überschwemmungen betroffen. Rund eine Million Einwohner blieben am Dienstag ohne Strom, teilte Planungsminister Julio de Vido mit.
Der Bürgermeister von Buenos Aires, Mauricio Macri, unterbrach eine Reise in Brasilien. Er erklärte, dass es die zweitgrößte Regenmenge in der Hauptstadt an einem Tag seit 1906 gewesen sei. Die durchschnittliche Menge für April sei weit überschritten worden.
Straßen der Stadtteile Saavedra, Núñez und Belgrano im Nordosten der Hauptstadt lagen gut einen Meter unter Wasser. Zahlreiche Fahrzeuge wurden weggeschwemmt oder in unterirdischen Garagen vom Wasser überdeckt, wie der Nachrichtensender TN berichtete. Ricardo (60) sagte der Nachrichtenagentur dpa, er habe aus dem Fenster seiner Wohnung in einem zweiten Stockwerk sein Auto 100 Meter wegschwimmen sehen. Erst vier Stunden nach Ende des Regens habe das Wasser angefangen abzufließen.
Bei den Aufräumungsarbeiten in Buenos Aires türmten sich nasse Matratzen, Möbel und Elektrogeräte in den Müllcontainern auf den Straßen der überschwemmten Stadtteile. Einheiten der Grenzschutzpolizei installierten Feldküchen.
Bürgermeister Macri schob die Verantwortung für die Folgen der Überschwemmungen der Nationalregierung zu. Diese habe der Stadtverwaltung keine Erweiterung der unterirdischen Abflusskanäle finanziert. Der Meteorologe Osvaldo Canziani, Mitglied des Weltklimarats IPCC, erklärte, in Buenos Aires herrsche infolge des Klimawandels zunehmend Tropenklima.
Die argentinische Handelskammer CAME schätzte den Schaden auf 530 Millionen Pesos, wie die Zeitung „Clarín“ berichtete. Die Präsidentin ordnete eine dreitägige Staatstrauer an.
Die Polizei wehrte mehrere Plünderungsversuche ab. In Buenos Aires wurden am Mittwochabend zahlreiche Straßenkreuzungen von Demonstranten blockiert, die gegen den anhaltenden Stromausfall protestierten.
Argentinien
Villa La Angostura – heute
Beobachtungen knapp zwei Jahre nach dem Vulkanausbruch
Von Marion Kaufmann
Sukkulenten in einem Topf aus Vulkanasche. (Foto: MK)
Buenos Aires (AT) - Langsam schlendere ich die Avenida Arrayanes entlang, die Haupt-und Geschäftsstraße von Villa La Angostura im Süden der Provinz Neuquén. Alles sieht so aus wie früher – das heißt, vor dem Juni 2011. Läden mit Kleidung, Schokolade, Souvenirs; Eisdielen, Cafés, elegante Galerien und Restaurants. Lange Autoschlangen in beiden Richtungen, und Menschen, Menschen überall. Von der Asche ist nichts mehr zu sehen, das Städtchen sieht aus, als wäre nie etwas geschehen. Nur wenn man nach oben blickt, und die weißen Bergspitzen sieht, die wie Schnee aussehen… das ist Asche. Aber das ist auch das Einzige.
Im Café „Las nueve lunas“ treffe ich mich mit Arlette Neyens, Journalistin, Schriftstellerin, Malerin und Fotografin, seit vielen Jahren in Angostura ansässig. Sie hat den Ausbruch des Puyehue-Vulkans, der sich rund 40 Kilometer entfernt auf der chilenischen Seite der Anden befindet, miterlebt. Das Thema bewegt sie immer noch: „In den Gärten lag die Asche 30 cm hoch, und natürlich auch auf den Dächern. Für die Geschäftsleute waren die Kosten der Säuberung so hoch, dass viele schließen und das Personal entlassen mussten. An die 4.500 Menschen haben Angostura verlassen; manche kamen später wieder zurück. Leute, die zur Miete wohnten und kein eigenes Haus besaßen, zogen weg. Im Allgemeinen haben sich die Inhaber aber mit den Mietern arrangiert, damit sie bleiben. Aber es gab keinen Strom, keine Heizung; wir hatten nur Gas und den Kamin. Und Asche ist ungeheuer korrosiv, alles was aus Eisen ist, rostet - sogar die kleinsten Kabel…“
Ich frage sie, ob man dem Ort geholfen hat. „Die Provinzregierung hat Unglaubliches geleistet“, erzählt Neyens. „Erst einmal die günstigen Kredite, die erst jetzt zurückgezahlt werden, die Unterstützung für die Geschäftsleute und auch für jene Eltern, deren Kinder in anderen Städten studierten, damit sie das Studium fortführen können. Sie finanzierte auch das Abschleppen der Aschenberge, welche die Anwohner auf die Bürgersteige brachten, und das machte sie bis Mitte 2012.“
„Es ging um einen Vulkan“, erklärt die Journalistin, „dessen Explosion eine Höhe von 10.000 Metern erreichte, mit einer Kraft – so die Experten – von 70 Atombomben. Und jetzt, zwei Jahre später, steht Angostura in voller Blüte. Die Geschäfte haben sich erholt. Die „Villa“ ist voll wie seit langem nicht. Hotels und Hostels sind gut besetzt, Unterkunft suchende Reisende müssen oftmals abgewiesen werden. Die Natur hat reagiert“, meint Arlette bevor sie sich verabschiedet: „Wir waren mit 30 cm Asche bedeckt, die Tannen sahen aus wie gebeugte, traurige Gespenster, sechs Monate haben wir keine Sonne gesehen, aber das Gras ist gewachsen, die Gärten sehen prachtvoll aus, die Leute sind froh… Und schließlich haben wir Glück gehabt: der Aschenregen hat 36 Stunden gedauert. Wenn es ein Monat gewesen wäre…“
Auch Fernando García, Besitzer eines Ladens in dem es Uhren, Bücher und allerlei Geschenkartikel gibt, sagt: „Es war furchtbar, aber es ist vorbei. Wir machen weiter, wir arbeiten und denken an die Zukunft…“
Nicht nur die Schokolade ist hier ein begehrter Artikel, auch das Kunstgewerbe ist interessant. Auf der kürzlich stattgefundenen „Feria de los Jardines“, die mit viel Publikum und vollem Erfolg verlief, wurde nur Handgemachtes gezeigt. Neben Woll-und Stricksachen und Schmuck, den typischen Getränken und Marmeladen sah man auch einen Stand mit Spielsachen aus Holz. Eduardo Martínez arbeitet nur mit diesem Material, das hier so reichlich vorhanden ist: kleine Autos, Züge, Lastwagen, Schiebkarren, alles was ein Kinderherz erfreut, und auch Kindermöbel, sind einige Artikel seines großen Sortiments, das ich mir ein paar Tage später in seiner Werkstatt aus nächster Nähe ansehen konnte. Er hat immer schon gerne Spielzeug hergestellt, erzählt er, bis er vor drei Jahren entschied, aus dem Hobby einen Beruf zu machen. In seiner kleinen Werkstatt arbeitet er allein und stellt alles selbst her, sogar teilweise auch die Werkzeuge. Auch er lebt in der Gegenwart; erwähnt en passant, dass er so viel Asche in seinem Terrain hatte, dass sechs Lastwagenladungen nötig waren, um sie wegzuschaffen. Und anlässlich des „Festes der Gärten“ hat er für seine schönen Rosen einen Preis bekommen, berichtet er stolz. Das ist jetzt viel wichtiger...
Auch Esteban Harari, der sich zusammen mit seinem Bruder Julián mit Pflanzen befasst, vornehmlich mit Sukkulenten, habe ich besucht. Er wohnt und arbeitet in der Nähe des Zentrums. Um zu ihm zu kommen, biegen wir von der Landstraße ab, nehmen einen Nebenweg in die Höhe und nach ein paar scharfen Kurven befinden wir uns in einem märchenhaften, wilden Garten, wo uns eine wohltuende Stille empfängt. Enge Wege führen an Bäumen vorbei, an Sträuchern, wo noch die Stachelbeeren hängen, an bekannten und unbekannten Blumen. Es ist wie ein Irrgarten, jedenfalls so kommt es mir so vor, immer wieder denke ich, hier waren wir doch schon – doch nein, es ist ein anderer Pfad und etwas Neues erscheint: das Treibhaus mit Sukkulenten und winzigen Arrayanes; dann gibt es mitten in diesem Irrgarten einen kleinen Teich mit Forellen; eine Art Zelt, wo der Hausherr mit der Familie Yoga macht, und sogar eine hausgemachte Sauna, aus ausrangiertem Blechmaterial und Brettern von den Brüdern hergestellt. Die Sukkulenten, diese niedlichen, meist sehr kleinen Pflanzen brauchen kaum Pflege und vermehren sich leicht und häufig erstaunen sie uns mit großen, exotischen Blüten. Esteban hat für manche Pflanzen aus der Vulkanasche Behälter hergestellt, aber ansonsten wundert er sich, dass kaum jemand Interesse hat, die Asche zu verwenden.
„Es hat sich zwar ergeben“, sagt er, „dass die Asche als Baumaterial nicht taugt, aber sie ist ideal, um Wege und Pfade aufzuschütten, dann Erde drüber zu geben und Gras zu pflanzen.“ Er zeigt mir ein paar Stellen, wo er erfolgreich die Methode ausprobiert hat. Wir gehen weiter und kommen zu einem anderen Gebäude, wo Estebans Bruder und ein paar Freunde Pingpong spielen.
Ja, in Angostura ist alles in Ordnung.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
CFK attackiert Cameron
Buenos Aires – Mit scharfen Tönen in Richtung Großbritannien hat sich Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner zum 31. Jahrestag der argentinischen Militärinvasion auf den Malwineninseln zu Wort gemeldet: London könne seine Verweigerungshaltung nicht mehr allzu lange aufrecht erhalten. Es müsse endlich Verhandlungen über die abgelegenen Atlantikinseln geben, meinte die Staatschefin am Dienstag bei der zentralen Kundgebung in Puerto Madryn. Cristina wies in ihrer rund 40-minütigen Rede darauf hin, dass Malwinen heutzutage kein rein argentinisches Anliegen mehr sei. Vielmehr habe es sich zu einer Angelegenheit der gesamten Region entwickelt, wie jüngst auf verschiedenen Gipfeln lateinamerikanischer Staatschefs zum Ausdruck gekommen sei. Kirchner sprach gar von einer „globalen Angelegenheit im Kampf gegen den Kolonialismus“. Dem britischen Premierminister David Cameron warf die Präsidentin vor, das Thema der Malwinen zu missbrauchen, um wirtschaftliche Probleme in Europa zu überdecken. „Feind“ sei aber nicht das britische Volk, sondern nur die britische Regierung, da diese sich weigere, bilaterale Gespräche über den Status der Inseln aufzunehmen. Großbritannien besteht auf der Teilnahme der Inselbevölkerung an etwaigen Gesprächen, was wiederum von Argentinen abgelehnt wird. Die Malwinen sind seit 1833 britisch verwaltet. Argentinien erhebt auch nach der gescheiterten Militärinvasion vor 31 Jahren Gebietsansprüche auf die Inseln.
Triumph für Peralta
Die Internwahlen der peronistischen Gerechtigkeitspartei (PJ) in der Provinz Santa Cruz dürften Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner das Osterfest ganz schön verhagelt haben. Die Staatschefin weilte während der Feiertage im tiefen Süden des Landes, als ganz in ihrer Nähe ihr peronistischer Widersacher, Gouverneur Daniel Peralta, einen Triumph über das Kirchner-Lager feiern konnte. Bei den Wahlen zum Provinzparteikongress setzte sich Peraltas Liste mit rund 80 Prozent durch. Die konkurrierende Liste, die sich aus Mitgliedern der Nachwuchsorganisation „La Cámpora“ und weiteren Kirchner-Anhängern zusammensetzte, musste sich geschlagen geben. Der Gouverneur hat bei den Parlamentswahlen in diesem Jahr nun freie Bahn, Kandidaten seiner Gunst zu nominieren. Peralta wurde zudem als PJ-Vorsitzender von Santa Cruz im Amt bestätigt, hatte bei dieser Abstimmung aber keinen Gegenkandidaten. Der Wahlsieger bewertete das Ergebnis als „eine Botschaft des Peronismus in Richtung von La Cámpora“. Dieser sowie weiteren Kirchner-nahen Organisationen sprach Peralta das Attribut „peronistisch“ ab.
Tunnel in San Fernando
Mit einem ehrgeizigen Projekt will der Buenos-Aires-Vorort San Fernando seinen Verkehr flüssiger machen. Fünf neue Tunnel sind geplant, die unter der Bahnstrecke „Mitre“ verlaufen sollen. Bemerkenswert ist nicht nur der Umfang des Projektes, sondern auch der Umstand, dass die Kommune alleine die Kosten tragen will. „Wir wollen ein barrierefreies San Fernando“, meinte Bürgermeister Luis Andreotti, der politisch seinem Amtskollegen aus Tigre, Sergio Massa, nahesteht. Die Maßnahme, die mit rund 50 Millionen Pesos veranschlagt wird, soll in diesem und im kommenden Jahr realisiert werden. Von der Nationalregierung erhalte man keine Unterstützung, hieß es seitens der Kommunalverwaltung. Drei der geplanten Tunnel sind bereits im Bau. Die Baustellen befinden sich an den Straßen „Simón de Iriondo“, „Chacabuco“ und „Av. Avellaneda“. Für die geplanten Unterführungen an den Straßen „Ituzaingó“ und „General Pinto“ sind bereits Ausschreibungen für die Bauarbeiten erfolgt. In näherer Zukunft sollen noch weitere Tunnel entstehen.
Mujicas Entgleisung
Für einen faustdicken Skandal hat Uruguays Präsident José Mujica mit despektierlichen Äußerungen über Cristina Fernández de Kirchner gesorgt: „Die Alte ist schlimmer als der Einäugige“ - Letzteres als Anspielung auf den schieläugigen Néstor Kirchner. Dies jedenfalls berichtet die uruguayische Zeitung „El Observador“. Demnach entglitten Mujica die polemischen Äußerungen über seine argentinische Amtskollegin bei einer Veranstaltung im uruguayischen Sarandí Grande in einem Moment, als er annahm, die Mikrofone seien bereits ausgeschaltet. Carlos Enciso, der Bürgermeister des Ortes, assistierte Mujica, indem er hinzufügte: „Der Einäugige dachte mehr politisch, sie hingegen ist starrköpfig.“ Von Journalisten auf seine Äußerungen angesprochen, lehnte es Mujica ab, eine Erklärung zu dem Vorfall abzugeben.
Denkmalrochade
Das Kolumbus-Denkmal, das sich hinter dem Präsidentenpalast Casa Rosada befindet, soll demnächst nach Mar del Plata ausgelagert werden. Die berichtet die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf Regierungskreise. Die Statue des Amerika-Entdeckers soll demnach durch ein Monument ersetzt werden, das die aus dem heutigen Bolivien stammende Freiheitskämpferin Juana Azurduy zeigt. Diese kämpfte im frühen 19. Jahrhundert für die Freiheit der La-Plata-Provinz vom Königreich Spanien. An der Finanzierung will sich dem Bericht zufolge auch Bolivien beteiligen. Die Regierung von Präsident Evo Morales habe eine Million US-Dollar für diesen Zweck bewilligt. Als neue Heimat für das Kolumbus-Denkmal ist der gleichnamige Platz in Mar del Plata vorgesehen, wo es ein bereits bestehendes Denkmal zu Ehren des Seefahrers aus Genua ersetzen soll. Die Hauptstadtregierung fühlt sich derweil übergangen. Für den Dankmalumzug bedürfe es eines Beschlusses des Stadtparlaments, meinte Diego Santilli, der Minister für öffentliche Räume.
Kalter März
Winterliche Temperaturen im Sommer: Mit nur sieben Grad war der vergangene 16. März der kälteste Sommertag in Buenos Aires in den letzten 60 Jahren. Dies ergibt sich aus statistischen Daten, die der Nationale Meteorologische Dienst jetzt bekannt gab. Überhaupt war es im zurückliegenden Monat für die Jahreszeit recht kühl: Nur selten seit Beginn der Wetteraufzeichnungen vor über 100 Jahren war es im März kälter. Erst der letzten Tage des Monats brachten wieder angenehmeres Klima. (mc/AT/dpa)
Meinung
Vorwahlgeplänkel
Die diesjährigen Parlamentswahlen für Nationaldeputierte, Senatoren, Provinzparlamentarier und Gemeinderäte sind für den 27. Oktober angesagt. Im August müssen gesetzlich vorgeschriebene Internwahlen in allen Parteien und Allianzen abgehalten werden, in denen die Kandidaten nominiert werden. Unterdessen beraten Parteigrößen über mögliche Allianzen, derweil sich auch Politiker als solche profilieren. Niemand weiß derzeit, welche Politiker für welche Parteien und Koalitionen gewählt werden sollen. Kandidaten müssen zumindest bekannt sein, damit sie Wahlchancen haben. Außerdem messen Umfragen die Beliebtheitswerte der wichtigsten Kandidaten, als ob diese Politiker bereits formelle Kandidaten wären, was nicht zutrifft.
Die Justizialistische Partei ist die mit Abstand größte in ganz Argentinien, obwohl über die echte Zahl ihrer Mitglieder keine Informationen vorliegen, auch nicht über Mitglieder mit Parteibuch, aber ohne Beiträge an die Partei, derzufolge sie eigentlich nur Anhänger der Partei wären, die ihre Kandidaten wählen werden.
Diese Partei ist dieser Tage aus einem langen Schlaf erwacht und hat eine Initiative zum Wahlkampf vorgebracht, als ihr Bevollmächtigter (Spanisch „apoderado“), Nationaldeputierter Jorge Landau, eine formelle Klage gegen vier Oppositionspolitiker vorgebracht hat, weil sie angeblich Wahlpropaganda betreiben, die nicht in die dreißig Tage vor dem Wahltag fallen, wie es das Gesetz vorschreibt. Nebenbei bemerkt: Landau wird im Fernsehen und Hörfunk wie „Landó“ ausgesprochen, als ob der Name französischer Herkunft wäre, wogegen er deutsch ist und so ausgesprochen wird, wie er geschrieben wird.
Die Klage richtete sich gegen Francisco de Narváez, Nationaldeputierter der Provinz Buenos Aires, der 2009 die justizialistische Liste mit Expräsident Néstor Kirchner und Gouverneur Daniel Scioli als Spitzenkandidaten überraschend schlug, aber nachher seine Wahlallianz mit Regierungschef Mauricio Macri und Exgouverneur der Provinz Buenos Aires Felipe Solá nicht fortsetzte. Außer De Narváez, der eigene Mittel im Wahlkampf einsetzt und Plakate aufstellen ließ, die mit der Inschrift „Sie oder Du“ („Ella o vos“) die Opposition zur Präsidenten deutlich demonstrierte, wurden der Agrargewerkschafter Gerónimo „Momo“ Venegas, die abtrünnige Radikale Margarita Stolbizer und der Wirtschaftler Carlos Melconián für die Partei PRO von Mauricio Macri von Jorge Landau beschuldigt, Wahlpropaganda zu betreiben. Das Argument der Regierungspartei ist rein formell und gegenstandslos, betreibt doch die Regierung ständig Wahlpropaganda mit Reden und vor allem mit Plakaten bei der Übertragung aller Fußballspiele im Programm „Fußball für Alle“, das über eine Milliarde Pesos im Jahr kostet, ohne dass Anzeigen privater Firmen zur Finanzierung zugelassen wären.
Politiker oder angehende Politiker, die sich um Wahlposten bemühen wollen, müssen bekannt sein und sich danach selber profilieren, vor allem um frisches Blut in die Politik mitzubringen und Allianzen der Opposition herzustellen. Ihre Beliebtheitswerte müssen ebenfalls gemessen werden, damit die Parteien sie als Kandidaten aufstellen und sich an den Pflichtinternwahlen im August beteiligen können. Dieser Prozess der Bekanntmachung und der Verhandlungen um Allianzen ist längst unterwegs, wird aber erst in einigen Monaten abgeschlossen werden.
Die Opposition hat es sicherlich nicht leicht, gegen die umfassenden Sozialprogramme der Regierung, die angeblich bis zu 18 Millionen Menschen beglücken, mit Parolen und Reden zu kontern. Sozialprogramme, wie sie insbesondere die Sozialministerin Alicia Kirchner, Schwägerin der Präsidentin, verwaltet, bedeuten monatliche Zuwendungen mit oder ohne Gegenleistungen, auf die die Begünstigten sicherlich nicht verzichten wollen, sollten die Regierungskandidaten die Wahlen verlieren. Alicia Kirchner wird derweil in Regierungskreisen als Spitzenkandidatin für die Deputiertenliste der Regierungspartei in der Provinz Buenos Aires gehandelt.
Die Regierung wird sich sicherlich emsig bemühen, ihre Kandidaten in allen Gliedstaaten, 23 Provinzen und der autonomen Stadt Buenos Aires, zu Wahlerfolgen zu führen. In den Provinzen des Nordostens und Nordwestens Argentiniens sowie in Patagonien dürfte ihr Wahlerfolg sicher sein. Abzuwarten ist jedoch Santa Cruz, nachdem sich Gouverneur Daniel Peralta in der Internwahl mit 80 Prozent deutlich vor den Kandidaten der regierungsnahen Organisation „La Cámpora“ durchgesetzt hat, die der Präsidentensohn Máximo Kirchner gegründet hat und angeblich leitet. Peralta dürfte ein gewichtiges Wort bei der Aufstellung der Kandidaten sprechen. In den anderen sogenannten großen Provinzen Córdoba und Santa Fe wird angenommen, dass die Regierungskandidaten unterliegen werden, möglicherweise auch in Mendoza, seit Exvizepräsident Julio Cobos sich als Kandidat für ein Deputiertenamt vorstellt. Cobos genießt seit seinem Veto als Senatspräsident gegen die variablen Exportzölle für Agrarprodukte hohes Ansehen und wird von der Regierung als Verräter geächtet, nachdem er 2007 als Vizepräsident mit Cristina Kirchner gewählt worden war.
Meinung
Moderne Geschichtsstunde
Von Stefan Kuhn
Muss man sich das anschauen? Müssen tut man gar nichts und können nur begrenzt. Den ZDF-Dreiteiler „Unsere Mütter, unsere Väter“, ein Weltkriegsepos, das vorschnell als TV-Event des Jahres gelobt wurde, konnte man hierzulande zumindest offiziell nicht sehen. In der Internet-Mediathek des Senders war der Film für Länder außerhalb Europas gesperrt. Wer allerdings eine ordentliche Internetverbindung hat, kann sich die viereinhalb Stunden Zweiter Weltkrieg auch jetzt noch in hoher Qualität auf YouTube antun.
Die Handlung beschränkt sich auf die Kriegsjahre 1941 bis 1945, auf den Russlandfeldzug und den Vormarsch der Roten Armee. Fünf Freunde verabschieden sich in Berlin. Zwei Brüder kommen an die Ostfront, ein Mädchen als Krankenschwester ebenfalls. Ein anderes Mädchen versucht sich als Sängerin und lässt sich mit einem Gestapo-Mann ein, um ihren jüdischen Freund zu retten. „Unsere Mütter, unsere Väter“ erzählt das Schicksal der Fünf in parallelen Schnitten.
In Deutschland ist der Mehrteiler viel diskutiert worden. Er war in medialer Hinsicht omnipräsent. Das ZDF hat ihn mit Dokumentationssendungen begleitet, in Talkshows gaben „Experten“ viel Belangloses, aber auch Interessantes zum Besten. Zeitungen und Zeitschriften brachten Rezensionen. Historisch Neues bietet „Unsere Mütter, unsere Väter“ nicht, und der Titel ist etwas irreführend. Die Frage, was die Eltern im Krieg gemacht haben, wurde schon vor 45 Jahren gestellt. Großmütter und Großväter oder gar Urgroßmütter und Urgroßväter wäre wohl treffender gewesen.
Dass der Krieg grausam war, die Waffen-SS eine üble Bande von Mördern und die Wehrmacht Kriegsverbrechen verübte, ist gewiss keine neue Erkenntnis. Führung und Verführung, Verblendung, Täter, die zu Opfern werden, und Opfer zu Tätern, all das wurde schon besser aufgearbeitet. Bernhard Wicki ist dies schon 1959 mit seinem Film „Die Brücke“ eindrucksvoll gelungen.
Zudem ist die Ambivalenz Täter-Opfer ein gefährliches Terrain, auf dem man schnell in den Relativismus abdriften kann. In Polen gab es Proteste gegen die Darstellung der AK (Armia Krajowa), der polnischen Heimatarmee, die im Untergrund gegen die deutschen Besatzer kämpfte. Sie steht in dem Film in Sachen Antisemitismus der SS kaum nach. Der nationalistisch und teilweise religiös motivierte polnische Antisemitismus ist zwar eine historische Tatsache - selbst nach dem Krieg kam es wie in Kielce, wo 1946 40 Juden von Polen ermordet wurden, zu Massakern. Ein Großteil der polnischen Juden, die den Holocaust überlebt hatten, verließ das Land. Man muss aber auch dem polnischen Botschafter in Berlin Recht geben. Es ist auch eine historische Tatsache, dass ein Viertel der in der Holocaust-Gedenkstätte Yad Vashem geehrten „Gerechten unter den Völkern“ polnische Staatsbürger waren. Der Vorwurf der einseitigen Darstellung ist wohl nicht ganz unberechtigt.
Trotz allem ist der Film wichtig. Er ist technisch und dramaturgisch gut gemacht, und vielleicht ist dies heutzutage die einzige Möglichkeit, ein Thema Menschen nahezubringen, die dazu über Dokumentationen und Bücher keinen Zugang finden würden. „Unsere Mütter, unsere Väter“ hat sich an Hollywood-Produktionen wie Steven Spielbergs „Band of Bro- thers“ orientiert. Das ist gelungen, auch wenn die deutsche Handlung größtenteils fiktiv ist. Man muss sich den Dreiteiler nicht ansehen, aber wenn man die Möglichkeit hat, sollte man es dennoch tun. Nicht nur wegen des kulturellen und politischen Rummels, den er verursacht hat, auch wegen der überdurchschnittlichen schauspielerischen Leistungen.
Meinung
Randglossen
Die Unwetterkatastrophe vom vergangenen Dienstag in der Stadt Buenos Aires und in La Plata mit über 150 bzw. 350 Milimeter Regenfällen, Dutzenden von Toten und Verletzten sowie gewaltigen Sachschäden war sicherlich einmalig in der argentinischen Geschichte. Der Wetterdienst hatte Regenfälle („tormentas“) vorausgesagt, konnte aber ihr Ausmaß nicht vorzeitig avisieren. Dieses Mal, anders als zu vorherigen Katastrophen mit Todesopfern, fand sich Präsidentin Cristina Kirchner höchstpersönlich in ihrer Heimatstadt La Plata ein, wo sie aufgewachsen ist und ihre Mutter sowie ihre Schwester leben. Sie mischte sich unter das Volk, hörte Klagen an und versprach Hilfe. Regierungschef Mauricio Macri kehrte von seinen Osterferien vorzeitig zurück und Gouverneur Daniel Scioli setzte sich persönlich für Hilfe ein. Staatspersonal wirkte in der Stadt und Provinz emsig, um den Menschen zu helfen. Politische Zwistigkeiten verschwanden vorübergehend. Alle zogen am gleichen Strang. Einmalig in der argentinischen Politik.
Der überraschende Wahlsieg des Gouverneurs von Santa Cruz, Daniel Peralta, mit seinen Kandidaten in der regierenden Justizialistischen Partei am vergangenen Wochenende hat die politische Szene in der Provinz deutlich verändert. Peralta ist seit einigen Monaten mit der Präsidentin verfeindet, die ihm vorwarf, sie in Rio Gallegos ausspioniert zu haben. Die Internwahl, die Peraltas Anhänger mit rund 80 Prozent der Stimmen gewannen, bedeutet im politischen Klartext, dass der Gouverneur Einfluss auf die Nominierung der Deputiertenkandidaten für die Parlamentswahlen vom kommenden Oktober nehmen wird. Die parteiinterne Organisation „La Cámpora“, die der Präsidentinnensohn Máximo Kirchner gegründet hat und angeblich leitet, war der deutliche Verlierer. Für die Parlamentswahlen bedeutet jeder Deputierte und Senator eine Stimme für oder gegen die Einberufung einer verfassunggebende Versammlung zwecks Wiederwahl der Präsidentin und Veränderung des Eigentumsrechts im Grundgesetz. Peraltas Wahlsieg wirft Schatten auf die künftigen Stimmen der gewählten Parlamentarier.
Giorgio Napolitano hat auf seine alten Tage noch einmal richtig Stress. Der 87-jährige italienische Staatspräsident muss schnellstens eine Regierung finden, denn seine Amtszeit endet im Juni. Er muss, denn er kann nicht einmal die Notbremse ziehen und Neuwahlen einberufen. Das verbietet ihm die italienische Verfassung in den letzten drei Monaten seiner Amtszeit. Er muss, weil selbst ein Rücktritt die verzwickte Lage nicht ändern würde. Sein Nachfolger braucht eine Zweidrittelmehrheit in dem Wahlgremium aus beiden Kongresskammern und Regionalvertretern. Das kann dauern, denn ein Kompromisskandidat, auf den sich die Parteien einigen könnten, ist nicht in Sicht. Für die Regierungsbildung würde schon eine einfache Mehrheit reichen.
Vielleicht wollte die Kanzlerin ein Zeichen setzen. Nach dem Wahlkampf in Italien, bei dem vor allem Silvio Berlusconi und Beppe Grillo mit antideutschen oder Anti-Merkel-Parolen punkteten, urlaubt die deutsche Regierungschefin nach vier Jahren erstmals wieder in Italien. Das hätte sie besser nicht getan. Auf der schönen Insel Ischia fanden sie und ihr Mann Joachim Sauer keine Ruhe. Das Ehepaar wurde von Paparazzi verfolgt. Dem nicht genug, druckte die italienische Tageszeitung La Repubblica eine Serie von nicht autorisierten Urlaubsfotos: Merkel beim Baden, beim Spazierengehen... Aber da muss man durch, wenn man reif für die Insel ist. Auf Zypern, Kreta, Mykonos oder Mallorca wäre es wohl weitaus unangenehmer gewesen. Rügen ist definitiv zu kalt und liegt obendrein noch in Merkels Wahlkreis. An Urlaub ist dort nicht zu denken.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im März: +24,6%
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im März 2013 mit $ 60,28 Mrd. um 24,8% über dem gleichen Vorjahresmonat, was etwa der Zunahme des Brutttoinlandsproduktes zu Marktpreisen entspricht, bei einer Inflation, die in 12 Monaten auf 23% bis 24% geschätzt wird. Dabei war die Entwicklung jedoch bei den einzelnen Steuern sehr unterschiedlich, mit hohen Zunahmen bei der Gewinnsteuer und der MwSt und einer starken Abnahme bei den Exportzöllen.
Der Erlös der MwSt lag mit $ 18,36 Mrd. um 33,6% über dem Vorjahr. Die direkt vom Steueramt eingenommene Steuer lag mit $ 13,13 Mrd. um 33,6% höher und die vom Zollamt einbehaltene Steuer mit $ 5,49 Mrd. um 36,4% höher. Die Rückgaben der MwSt an Exporteure (wegen der in vorangehenden Etappen der Exportprodukte gezahlten Steuer) lagen mit $ 262 Mio. um 15,9% über dem Vorjahr, was auf eine stärkere Verzögerung dieser Zahlungen hindeutet. Die Entwicklung der MwSt deutet auf einen hohen Konsum hin, über die Inflation hinaus.
Die Schecksteuer ergab nur $ 4,07 Mrd., 20,5% mehr als im Vorjahr, was auf eine rückläufige wirtschafliche Tätigkeit hindeutet, da es keinen Grund für einen massiven Übergang auf Barzahlungen gibt. Im Gegenteil: es wird zunehmend per Internet mit Belastung von Bankkonten gezahlt, und auch die Tatsache, dass Pensionen und Hinterbliebenenrenten seit einigen Monaten direkt auf ein Bankkonto deponiert werden (bei Ausstellung einer Zahlkarte) führt zu erhöhten Zahlungen über Bankdepositen. Die Schecksteuer bezieht sich jedoch auf den Monat März, während die MwSt, die im März gezahlt wird, auf Februar-Umsätze entfällt. Es ist somit möglich, dass im März eine Konjunkturwende eingesetzt hat.
Die Einnahmen aus der Gewinnsteuer lagen mit $ 11,69 Mrd. um 50,4% über dem Vorjahr. Hier spiegeln sich sowohl höhere Unternehmensgewinne, wie auch höhere persönliche Einkommen wider, wobei die Tatsache, dass es keine Inflationsberichtigung von Steuerbilanzen noch der progressiven Skala gibt, wobei auch das steuerfreie Minimum hinter der Inflation zurückgeblieben ist, den Erlös der Steuer steigert. Für den Mittelstand, der sein Einkommen gegenüber der AFIP nicht verstecken kann (vorwiegend diejenigen, die im Abhängigkeitsverhältnis arbeiten), ist die Belastung dieser Steuer in den letzten Jahren absolut und prozentual stark gestiegen.
Der Erlös der Exportzölle lag mit $ 3,99 Mrd. um 29,5% unter dem Vorjahr. Das ist einmal auf die anormal niedrige Weizenernte zurückzuführen, und dann auch auch die Einbehaltung von Getreide und Ölsaat durch die Landwirte, die mit einer Abwertung und/oder einer Senkung der Exportzölle spekulieren. Der hohe Schwarzkurs wird als klares Signal gedeutet, dass etwas geschehen muss.
Die Importzölle lagen mit $ 1,65 Mrd. um 44,9% über dem Vorjahr. Beim Import wird jetzt weitgehend nachgeholt, was letzes Jahr wegen der allgemeinen Behinderung nicht importiert werden konnte. Die Regierung musste Importe von Rohstoffen und Halbfabrikaten in grösseren Mengen zulassen, um die lokale Produktion nicht zu behindern.
Die Sozialabgaben lagen mit $ 16,80 Mrd. um 31,1% über dem Vorjahr. Dies deutet auf erhöhte Löhne und Gehälter hin, aber auch auf eine gestiegene legale Beschäftigung.
Auffallend ist schliesslich die Entwicklung bei den Brennstoffsteuern. Die Benzinsteuer ergab $ 984,5 Mio., 4,9% mehr als im Vorjahr, andere Brennstoffsteuern nur $ 295,2 Mio., 7,3% weniger als im Vorjahr, und die Sondersteuern auf Dieselöl, Pressgas und Gas im allgemeinen ergaben $ 669,4 Mio., 20,6% mehr als im Vorjahr. Bei den hohen Preiszunahmen der Brennstoffe bedeutet dies einen niedrigeren Mengenkonsum.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,14, um 0,19% über der Vorwoche und um 4,37% über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 40,38 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06. bei $ 5,385, zum 30.09.13 bei $ 5,709, und zum 31.01.14 bei $ 6,166. Der Terminkurs per Januar 2014 lag um 24,81% über Ende Januar 2013. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten $ 8,35.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Minus von 2,47% und lag 15,51% über Ende 2012.
***
Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 2,04% und lagen 2,13% über Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 1,63 und lagen um 13,01% über Ende 2012. Boden 2014 gingen zur Vorwoche um 1,40% zurück und schlossen um 6,15% über Ende 2012. Boden 2015 stiegen zur Vorwoche 4,94% und lagen 3,92% unter Ende 2012, und Boden 2013 schlossen zur Vorwoche unverändert und lagen 0,80% im Plus seit Jahresende 2012.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 169,61 (Vorwoche $ 174,99) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 242,31 (Vorwoche $ 249,98).
***
Am Dienstag geriet ein Teil der Raffinerie von YPF in Ensenada, bei La Plata, in Brand, so dass die Produktion unterbrochen werden musste. Diese Anlage erzeugt 17% des Benzins und 15% des Dieselöls, die im Land konsumiert werden. Die Überwindung der Lage wird mindestens eine Woche beanspruchen. Die Leitung von YPF hat daraufhin Schritte eingeleitet, um Benzin und Dieselöl zu importieren, was ca. u$s 200 Mio. kosten soll. Die anderen Raffinerien des Landes sind bei voller Kapazitätsauslastung tätig und können nicht mehr produzieren. Es ist dringend notwendig, die lokale Raffinierungskapazität zu erweitern, was jedoch wegen der Bedingungen, die die Kirchner-Regierungen für diese Tätigkeit eingeführt haben, mit einer Raffinierungsmarge, die die Kosten kaum deckt, erschwert wird. Es wird in den letzten Jahren zunehmend Benzin und Dieseltreibstoff importiert, während gleichzeitig Rohöl exportiert wird, so dass eine doppelte Fracht gezahlt wird.
***
Die Kfz-Neuzulassungen sind im März gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat mit 75.138 Einheiten um 8% zurückgegangen. Das erste Quartal 2013 endete mit einem Rückgang von 2%, berichtet der Agenturenverband Acara. Da März 2013 drei Arbeitstage weniger als der gleiche Monat vor einem Jahr hatte, wurden entsprechend weniger Autos verkauft.
***
Der Aktienmarkt von Buenos Aires (Merval) und die Handelsbörse (Bolsa de Comercio) unterschrieben eine gemeinsame Absichtserklärung mit dem Wertpapiermarkt der Stadt Córdoba (MVC). Dadurch soll es letzerem ermöglicht werden, sich dem neuen, gemeinsamen Aktienmarkt zwischen Merval und Handelsbörse von Buenos Aires zu integrieren.
***
Eine Umfrage der argentinischen Handelskammer (Cámara Argentina de Comercio) hat ergeben, dass fast die Hälfte der Befragten im März 2013 einen Umsatzrückgang erlitten hat. Die Stimmung beim Einzelhandel ist allgemein gedämpft.
***
Frankreichs Oberster Gerichtshof hat drei Berufungen des Fonds NML (von Paul Singer) abgelehnt und die Urteile der Kammer bestätigt. Der Fonds forderte, dass die Zahlung von argentinischen Steuern der Filialen der französischen Unternehmen Total, der Bank BNP Paribas und Air France blockiert werde.
***
Die ZB hat am Donnerstag bei der wöchentlichen Wechselausschreibung Angebote für $ 1,52 Mrd. erhalten und für $ 1,43 Mrd. angenommen. Dabei fehlten noch $ 1,65 Mrd., um die Amortisation bestehender Wechsel zu decken. Die Zinsen für Lebac-Wechsel lagen je nach Laufzeit zwischen 14,07% und 15,78%.
***
Die Bank für die Entwicklung von Lateinamerika (ehemals CAF, Corporación Andina de Fomento, also auf Deutsch Andenkörperschaft, benannt) hat dem argentinischen Staat einen Kredit von $ 255,5 Mio. für das Satellitenprgramm (zweite Etappe) gewährt. Es handelt sich um ein Programm für Entwicklung, Fabrikation und Betreibung von Satelliten, die für Fernsehen und Fernverbindungen im allgemeinen dienen. (“Satélites geoestacionarios”). Ausserdem soll die Station in Benavidez, die das bestehende System betreibt, erweitert werden. An der Entwicklung und Prüfung der Satelliten arbeitet das Technologieunternehmen INVAP, das der Regierung der Provinz Rio Negro gehört, und 1976 unter der Militärregierung geschaffen wurde. Der erste Fernverbindungssatellit wurde unter Menem im Jahr 1993 zugeteilt und 1995 in Betrieb genommen. Es war ein Gemeinschaftsunternehmen deutscher, französischer, und italienischer Unternehmen, mit einer Beteiligung des lokalen Unternehmers Carlos Spadone, der später an General Electric verkaufte. Der zweite Satellit sollte schon 1999 zugeteilt werden; aber das kam unter den Regierungen von De la Rua, Duhalde und Néstor Kirchner nicht zustande, wobei dieser dann das Schema änderte und INVAP den Bau ud die Betreibung des Satelliten übertrug. Das ist jedoch noch lange nicht vollendet. Dass in 14 Jahren nicht das erreicht wurde, was Menem in zwei Jahren gelungen war, zeugt von einer phänomenalen Schlamperei.
***
Die Börse von Buenos Aires hat beim Merval-Aktienindex für das zweite Quartal 2013 die bestehenden Unternehmen beibehalten, aber die Wägung der einzelnen Firmen geändert. An erster Stelle steht jetzt Grupo Financiero Galicia mit 17,74%, gefolgt von YPF mit 16,89%, Tenaris mit 13,64%, Telecom mit 10,11%, Petrobras Brasil mit 9,54%, Banco Macro mit 5,86%, Siderar mit 5,60%, Pampa Energía mit 4,79%, Petrobras Argentina mit 4,30%, Edenor mit 3,26%, Comercial del Plata mit 2,90%, Aluar mit 2,86% und Banco Francés mit 2,66%.
***
Die Armut erfasst gemäss der Berechnung des Statistischen Amtes (INDEC) Ende 2012 nur 6,8% der Bevölkerung, gegen 7,8% Ende 2011 und 12% Ende 2009. Doch nach einer Berechnung des sozialen Observatoriums der katholischen Universität (UCA) sind es Ende 2012 26,9%, Ende 2011 21,9% und Ende 2010 26,6%. Das Elend (ein Einkommen, das nicht für die Grundernährung ausreicht) betrug laut INDEC Ende 2012 0,8% der Bevölkerung, gegen 1,5% ein Jahr und 2% zwei Jahre zuvor. Gemäss UCA-Messung waren es Ende 2012 5,5%, gegen 5,4% im Vorjahr und 9,2% vor zwei Jahren. Das INDEC misst das reale Einkommen bei Verwendung des offiziellen (falschen) Preisindices, die UCA verwendet private Messungen. In beiden Fällen werden Naturaleinkommen und viele Gelegenheitseinkommen nicht berücksichtigt, die in vielen Fällen die soziale Lage mildern und auf alle Fälle verhindern, dass Menschen hungern. Ebenfalls kann beanstandet werden, dass von einer Haushaltsumfrage ausgegangen wird, die ca. 10.000 Familien in städtischen Ballungszentren umfasst, wobei das Ergebnis dann auf das ganze Land hochgerechnet wird, was eine grosse Fehlerquelle beinhaltet.
***
Während die Beschäftigung im privaten Bereich im 4. Quartal 2012 im interanuellen Vergleich um 0,1% abgenommen hat, ist sie im staatlichen um 4,3% gestiegen. Dies ergibt sich aus den INDEC-Zahlen. Im 3. Quartal betrugen die Zunahmen 0,3% im privaten und 3,6% im öffentlichen Bereich, im 2. Quartal 1,5%, bzw. 5,2% und im 1. Quartal 3,1%, bzw. 5,9%. Ohne die Aufnahme von unnötigen Angestellten beim Staat (in seinen drei Stufen, Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden, plus unabhängige Ämter und Staatsunternehmen) würde die Arbeitslosigkeit schon weit über 10% liegen, statt nur bei 6,9%, wie sie das INDEC ausweist.
***
Die Ausgaben für Beamtengehälter des Nationalstaates sind von $ 27,04 Mrd. 2009 um 160% auf $ 70,39 Mrd. 2013 (laut Haushaltsprojekt) gestiegen. Da die Gehälter in dieser Periode um durchschnittlich 82% erhöht wurden, ergibt sich eine Zunahme des Personals von 43%. Von den Personalausgaben entfallen 2013 $ 36,36 Mrd. auf die fest eingestellten und $ 6,73 Mrd. auf vertraglich verpflichtete Personen. Insgesamt beschäftigt der Nationalstaat über 400.000 Angestellte, zu denen noch 52.000 vertraglich verpflichtete hinzukommen. Unter diesen befinden sich den letzten Jahren sehr viele, die zur politischen Gruppe “La Cámpora” gehören, die allgemein höhere Gehälter als normale Beamte beziehen, jedoch verpflichtet sind, ausser ihrer reinen Beamtentätigkeit zu offiziellen Kundgebungen zu gehen.
***
Argentinien hat 2012 26.811 t Schokolade für u$s 175 Mio. exportiert, teilt der Nahrungsmittelverband COPAL mit. Dieser Export hat ab u$s 137,7 Mio. im Jahr 2008 ständig zugenommen, stellt jedoch weniger als 1% des Welthandels dieses Produktes dar. Der Export nach EU-Staaten wird dadurch erschwert, dass der Zollsatz für Schokolade viel höher ist, als für Kakao, Milch und Zucker, so dass sich ein Zollsatz, bezogen auf den Zusatzwert, ergibt, der besonders hoch ist.
***
Das Bruttoinlandsprodukt ist laut einer Studie der Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner (auf der Grundlage offizieller Zahlen) von 2003 bis 2012 von u$s 127,82 auf u$s 513,02 Mrd. gestiegen, pro Kopf der Bevölkerung von u$s 3.383 auf u$s 12.428. Abgesehen von der realen BIP-Zunahme, die in dieser Periode stattgefunden hat, spielt auch die Aufwertung des Pesos ein Rolle, wobei 2003 ein real sehr hoher Dollarkurs bestand.
***
Gouverneur Daniel Scioli hat beschlossen, die Pferderennbahn von La Plata zu privatisieren, die seit 1997 von der Provinzregierung betrieben wird. Die spanische Codere, die schon die Bingos in La Plata in Konzession betreibt, hat vorgeschlagen, die Konzession der Rennbahn mit dem Bau eines 4-sterne-Hotels, 2.000 Pferdeställen (Boxes) und Spielautomaten zu verbinden. Dennoch soll angeblich bei der Ausschreibung auch der Kirchner-Unternehmer Cristóbal López ein Angebot einreichen. Scioli wird besonderen Wert auf die Anfangszahlung legen, da er unmittelbar finanzielle Mittel benötigt.
***
Wie aus guter Quelle verlautet, bestehen unter den höchsten Beamten, die über Wirtschaftspolitik entscheiden, unterschiedliche Vorstellungen über die Überwindung des Problems, das der hohe Schwarzmarktkurs geschaffen hat. Staatssekretär Axel Kiciloff tritt für die Marktspaltung ein, mit einem Markt für Aussenhandel u.a. Transaktionen, und einem Finanzmarkt für den Rest, also auch für Kapitalüberweisungen. Doch Wirtschaftsminister Hernán Lorenzino und ZB-Präsidentin Mercedes Marcó del Pont sollen nicht damit einverstanden sein. Sie treten für eine Beibehaltung des offiziellen Einheitskurses ein, aber mit einer stärkeren Abwertung, und hoffen dabei, dass die Diffferenz zum schwarzen Kurs stark zurückgeht, wobei dieser an Bedeutung verliert. Andererseits hat Marcó del Pont eine stärkere Abwertung öffentlich dementiert. Auch Vizepräsident Amado Boudou, dessen Meinung hier als ehemaliger Wirtschaftsminister (und damals auch Chef von Lorenzino) Gewicht hat, hat sich kategorisch gegen eine stärkere Abwertung ausgesprochen. Es fehlt noch die Meinung von Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno, der starken Einfluss auf die Präsidentin hat und Entscheidungen trifft, die formell auf den Wirtschaftsminister entfallen. CK entscheidet schliesslich allein, eventuell noch mit dem Rat des Präsidialsekretärs Carlos Zannini (der ihr sehr nahe steht), aber ohne andere zu befragen (Unabhängige Wirtschaftler u.a.), wie es Menem in Krisenmomenten (wie 1995) zu tun pflegte.
***
Die Regierung hat letzte Woche u$s 220 Mio. mit ZB-Reserven für die Zahlung von Zinsen der Bonds Bonar 2015 und Par eingesetzt. Am 17. März sind weitere u$s 224 Mio. fällig, die Zinsen der Titel Bonar X darstellen. Am 30. Juni verfallen dann u$s 330 Mio., die auf Discount-Bonds entfallen. Im September müssen dann u$s 2 Mrd. an Amortisation der Titel Bonar VII gezahlt werden. Bei den umittelbaren Zahlungen besteht kein Problem; doch im September ist die Zahlung durch das Urteil der US-Berufungskammer bei der Klage der Geierfonds von u$s 1,33 Mrd. gefährdet.
***
Der Deputierte (der linken Partei Unidad Popular) und Berater der abtrünnigen Gewerkschaftszentrale CTA (Central de Trabajadores Argentinos), Claudio Lozano, schreibt in der Zeitung “La Nación” (31.3.13), dass laut Indec jeder Arbeiter im Jahr 2012 pro Stunde einen Wert von $ 71,50 schafft, aber nur $ 20,80 als Lohn erhält. Er behauptet, dass die Differenz von $ 50,70 auf die Unternehmer (als Gewinn) entfällt. Das ist grober Unfug: den es handelt sich dabei um Kosten für Rohstoffe, Halbfabrikate, Strom u.a. öffentliche Dienste, verschiedene Dienstleistungen, Sozialabgaben und Steuern. Dabei kann ein Gewinn übrig bleiben oder nicht. Lozano will begründen, dass Lohnerhöhungen von 30% ohne weiteres von den Unternehmen verkraftet werden können, ohne Preise zu erhöhen, was jedoch gewiss nicht der Fall ist.
***
Die Preise für Parking von Autos sind in der Bundeshauptstadt ab 1. April um 20% bis 30% angehoben worden. Die Kammer der Besitzer von Garagen und Parkplätzen weist darauf hin, dass die Löhne des Personals um 29% erhöht wurden, wobei noch starke Erhöhungen bei der städtischen Immobiliensteuer (ABL) hinzukommen. Eventuell wird die Zunahme in zwei Stufen verfügt. In der Nordzone, auch in Belgrano, wird der Monatstarif der Garagen jetzt um die $ 1.400 liegen, in anderen Gegenden unter $ 1.000.
***
Die Energieexperten Alieto Guadagni und Jorge Lapeña weisen darauf hin, dass der Import von Gas und Erdölprodukten (Benzin, Dieselöl u.a.) dieses Jahr bis zu u$s 15 Mrd. erreichen wird, ca. u$s 5 Mrd. mehr als 2012. Der Export von Erdöl und Gas wird voraussichtlich weit unter dem Vorjahr liegen, so dass ein Defizit von über u$s 6 Mrd. bei der Energiebilanz erwartet werden kann. 2012 betrug das Defzit u$s 2,74 Mrd., knapp über den u$s 2.78 Mrd. des Jahres 2011. Im 1. Bimester nahm der Energieimport gegenüber dem Vorjahr von u$s 0,84 auf u$s 1,28 Mrd. zu und der Export von u$s 1,21 auf u$s 0,8 Mrd. ab.
***
Die Verluste der Strom- und Gasverteilungsunternehmen sind letztes Jahr sprunghaft gestiegen. Die Zeitung “La Nación” hat auf Grund der Bilanzen ermittelt, dass die einzelnen Unternehmen folgende Verluste aufwiesen: Edenor: $ 1.013,41 Mio. (Vorjahr: $ 291,3 Mio.); Edesur: $ 801,60 Mio. ($ 470,41 Mio.); Edelap: $ 221,61 Mio. ($ 137,92 Mio.); Metrogas: $ 142,80 Mio. ($ 137,92 Mio.); Gas Natural Fenosa: 2,4 Mio. (2011: +23,4 Mio.); Camuzzi Gas Pampeana: $ 48,1 Mio. ($ 13 Mio.). Laut Staatssekretär Kiciloff soll dies jetzt korrigiert werden, so dass die Unternehmen ihre Ausgaben decken können. In der Praxis ist jedoch nichts passiert.
***
Das von Néstor Kirchner 2004 geschaffene staatliche Energieunternehmen Enarsa hat 2012 vom Schatzamt Zuwendungen von $ 19,21 Mrd. erhalten. In den Vorjahren war es viel weniger: 2009: $ 2,74 Mrd., 2010 $ 5,49 Mrd., 2011 $ 10,51 Mrd. Die Zuwendungen für Deckung des Defizites steigen exponentiell, fast mit einer jährlichen Verdoppelung. Enarsa hat einen Anteil von 0,1% an der lokalen Gasproduktion und von 0,04% an der von Erdöl. Von den 600 Tankstellen, die gemäss einem Abkommen mit der venezolanischen PDVSA (vom Februar 2005) errichtet werden sollten, befanden sich Ende 2010 nur zwei in Betrieb, die danach geschlossen wurden. Enarsa sollte bei der Erdölförderung auf dem Meeresgrund mitwirken, hat aber auch auf diesem Gebiet nichts erreicht, obwohl mehrere Absichtsabkommen mit privaten Unternehmen angekündigt wurden. Das Unternehmen befasst sich hauptsächlich mit dem Gasimport, bei dem hohe Verluste entstehen.
***
Die Zeitung “Clarín” (2.4.13) berichtet, dass die Abladung der Schiffe mit Pressgas in Bahía Blanca und Escobar mit einer Verspätung von bis zu 19 Tagen erfolgt, wobei jeder Tag mit zusätzlichen Kosten von u$s 60.000 belastet wird. Das Problem besteht darin, dass Enarsa nicht rechtzeitig zahlt, was angeblich auf eine Verzögerung der Genehmigung der ZB zurückzuführen ist. Reine Schlamperei!
***
In der Vorwoche hat Binnenhandelssekretär G. Moreno den Supermartketten erlaubt, einige Produkte wieder zu importieren: italienische Teigwaren, bestimmte Gewürzmischungen, spanischer Schinken, französischer Käse, deutsches Bier u.a. Die Bedeutung dieser Produkte beim lokalen Konsum ist minimal.
***
Das brasilianische Staatssekretariat für Aussenhandel berichtet, dass der bilaterale Handel mit Argentinien im März mit einem Überschuss zu Gunsten Argentiniens von u$s 67 Mio. schloss, verglichen mit einem Defizit von u$s 131 Mio. im gleichen Vorjahresmonat. Die brasilianischen Lieferungen nach Argentinien lagen mit u$s 1,40 Mrd. um 2% unter dem Vorjahr, während die Importe mit u$s 1,46 Mrd. um 13% höher waren. Argentinien hatte im März einen Anteil von 7,4% an den brasilianischen Gesamtimporten, und Brasilien einen von 8% an den argentinischen.
***
Der Kabinettschef Juan Manuel Abal Medina hat kurz vor der grossen Überschwemmung, die am Dienstag in vielen Bezirken der Stadt Buenos Aires stattfand, die Garantie der Nationalregierung für einen Weltbankkredit unterzeichnet, der für die Stadt Buenos Aires bestimmt ist, um die Investiton zu finanzieren, die notwendig ist, damit der Vega-Fluss (der unter der Strasse Blanco Encalada, im Stadtteil Belgrano, fliesst) die Wassermenge aufnehmen kann, die bei hohen Regenfällen entsteht. Es geht um einen Betrag von u$s 120 Mio., für den die Stadtregierung jetzt bei der Weltbank einen Kredit beantragen muss, was nicht einfach ist, da die Weltbank (mit den Stimmen von Vertretern der USA und von EU-Staaten) Kredite für Argentinien gesperrt hat. Die stellvertretende Chefin der Stadt, María Eugenia Vidal, schätzte die Bauzeit auf drei Jahre. Die Garantie, die jetzt gewährt wurde, war schon vor einigen Jahren von der Stadtverwaltung beantragt worden.
***
Bis zum 22. April haben die Geierfonds NML Capital, Aurelius Capital Master, Blue Angel Capital, Aurelius Opportunities Fund und weitere Zeit, um zum argentinischen Angebot Stellung zu nehmen, forderte die New Yorker Berufungskammer auf. Die Republik Argentinien hatte den Fonds eine analoge Behandlung vorgeschlagen, wie sie bereits 93% der Gläubiger, die sich an den Umschuldungen von 2005 und 2010 beteiligt haben, bereits erhielten. Das Angebot schliesst die Par und Discount Bonds, sowie die Zahlung von fälligen Zinsen mit ein. Es wird angenommen, dass die Fonds das Angebot ablehnen, bei dem sie etwa 70% des Nennwertes ihrer Staatsbonds verlieren würden, und zunächst weiter 100% fordern. Das Gericht dürfte die Parteien dann zu einer Verhandlugnsrunde einberufen, um zu versuchen, eine Kompromisslösung zu erreichen, die in der Zahlung eines Teils der Differenz besteht.
***
Das kanadische Bergbauunternehmen NGEx Ressources hat ein Forschungsprojekt, benannt “Vicuña”, im Bezirk Iglesia, Provinz San Juan, in Angriff genommen, das sich auch auf Chile erstreckt und sich auf Kupfererz, Silbererz und Gold bezieht. Gouverneur Jose Luis Gioja hob am Dienstag hervor, dass dieses das zweite gemeinsame Vorhaben werden könnte, nach Pascua-Lama von Barrick Gold, das schon weit fortgeschritten ist und 2014 die Förderung aufnehmen soll. Hier hätten die letzten Funde gezeigt, dass man vor einem bedeutenden Vorkommen von Kupfererz stehe, aber auch in einem kleinerem Umfang, von Gold und Silbererz.
***
Die Regierung der Provinz Formosa lud zu einer öffentlichen Anhörung an, um über ein Entwicklungsprojekt zu debattieren, das eine Umwandlung von 11.016 ha vorsieht. Hier soll in Zukunft Reis angebaut werden. Ausserdem soll eine Pumpstation am Paraguay Fluss errichtet werden. Sollte das Projekt genehmigt werden, so würde sich die Reisanbaufläche in Formosa verdoppeln, da zur Zeit etwas mehr als 9000 ha angebaut sind.
***
Die Fabrik von Deca-Piazza, im Stadtteil Patricios der Bundeshauptstadt, die vornehmlich Wasserhähne, Duschen u.a. Anlagen für Badezmmer erzeugt und 1995 von der brasilianischen Duratex (Itausa-Konzern) übernommen wurde, hat geschlossen. Die 140 Belegschaftsmitglieder wurden entschädigt. Es handelt sich um eine der drei führenden Firmen der Branche. Angeblich ist die Entscheidung auf die unzureichende Konkurrenzfähigkeit, die Importhemmungen und das faktische Verbot der Dividendenüberweisung zurückzuführen.
***
Die ZB berichtet, dass im Februar der multilaterale Wechselkurs um 2,1% abgewertet worden ist. Die Abwertung habe gegenüber dem Dollar und dem Euro 1,5% betragen, gegenúber dem brasilianischen Real jedoch 4,3%. In zwei Monaten 2013 wurde der argentinische Peso um 8,1% gegenüber dem Real, 4,3% zum Euro und 2,7% zum Dollar abgewertet.
***
Wie die brasilianische Zeitschrift “Epoca” berichtet, soll der argentinische Unternehmer Cristoóbal López (der den Kirchners nahesteht) 51% von Petrobras Participaciones für u$s 900 Mio. kaufen. Dieses Holding hält 67% des Kapitals der argentinischen Petrobras-Filiale, Petrobras Argentina. Der Kaufbetrag ist für Loópez sehr hoch, so dass man sich frägt, woher das Geld stammt. Ebenfalls frägt man sich, ob er Pesos einsetzen wird, die zum offiziellen Kurs gewechselt werden, oder ob er die Dollar schon im Ausland hat. Auch steuerlich wirft der Fall Fragen auf.
***
Die Kammer der Düngemittelindustrie (Ciafa) weist darauf hin, dass in Argentinien dem Boden weit mehr Nährstoffe entzogen werden, als sie durch Düngung hinzugefügt werden. 2012 betrug der Düngemittelkonsum 3,14 Mio. t, 15% unter 2011. Doch gleichzeitig wurden dem Boden 5 Mio. t Nahrstoffe entzogen, die nicht ersetzt wurden. Für 2013 wird mit einem Fehlbetrag von 6 Mio. t gerechnet, von dem 2 Mio. t auf Kalium und 4 Mio. t auf Harnstoff, Phosphor und Schwefel entfallen.
***
Der Preis für Sojabohne ist an der Börse von Chicago in einer Woche zum Mittwoch um u$s 30 auf u$s 507 je Tonne gefallen. Dies wird besonders auf eine gute US-Ernte zurückgeführt, wobei ebenfalls Brasilien mit 82 Mio. t dieses Jahr einen Rekord erwartet. In Argentinien wird jetzt mit 48 Mio. t gerechnet (sofern die jüngsten hohen Regenfälle keinen grossen Schaden angerichtet haben), gegen 53 Mio. t vor drei Monaten. Auch hat China die KaufauFträge beschränkt. Für Argentinien stellt der Preisrückgang in einer Woche einen Verlust von u$s 1,5 Mrd. dar, der noch viel höher ausfällt, wenn man von einem Preis von fast u$s 600 ausgeht, der zur Zeit der Aussaat (Oktober-November) bestand. Langfristig wird jedoch weiter mit einem hohen Preis gerechnet, da China einen strukturell steigenden Bedarf aufweist.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die brasilianische Petrobras hat bekanntgegeben, das sie Auslandsaktiven, besonders in Mexiko und Argentinien, für u$s 9 Mrd. veräussern will (statt der vorher angekündigten u$s 12 Mrd.), um Mittel auszutreiben, die das Unternehmen für die Finanzierung ihres ehrgeizigen Investitionsprogrammes von u$s 237 Mrd. benötigt. Die Erdölförderung soll bis 2020 verdoppelt werden.
***
Brasilien weist im 1. Quartal 2013 ein Handelsbilanzdefizit von u$s 5,15 Mrd. aus, das sich mit einem Überschuss von u$s 2,42 Mrd. in der gleichen Vorjahresperiode vergleicht.
***
Im Jahr 2012 haben Personen und Unternehmen, die in Chile ansässig sind, u$s 8,55 Mrd. im Ausland investiert, 47% mehr als im Vorjahr. Letztes Jahr haben chilenische Kapitalien die Bank Santander Colombia, das Labor Lafracol und Aktiven von Carrefour und Terpel übernommen.
***
Die Maßnahmen der brasilianischen Regierung zur Ankurbelung der Wirtschaft, die seit 2012 unternommen wurden, sollten eingestellt werden. Durch Senkungen der Zinssätze, Erleichterungen bei der Kreditvergabe und Steuererleichterungen hatte die Regierung Brasiliens vor allem versucht, die Industrie zu stimulieren. Eine Studie des Brasilianischen Instituts für Geografie und Statistik (kurz: IBGE) hat nun festgestellt, dass es im Februar trotz der Maßnahmen zu einem weiteren Rückgang der Industrieleistung von rund 3,2% gekommen ist. Bislang hatte die Regierung gerade die Automobilindustrie durch Steuerbefreiungen unterstützen wollen, da sie einer der wichtigsten Industriezweige des Landes ist. Laut der Studie des IBGE fiel die Produktion von Automobilen im Februar um 9,1%. Insgesamt wiesen 15 von 27 untersuchten Industriezweigen einen Rückgang ihrer Produktionsleistung auf. Darunter auch die pharmazeutische Industrie, deren Leistung um 10,8% einbrach. Auch die Weiterverarbeitung von Öl und Alkohol ging um 5,8% zurück. (Brasil News)
***
Das chinesische Automobilunternehmen Chery, erwägt die Möglichkeit, in Brasilien ein Motorenwerk zu bauen. Mit der Produktion würde man frühestens im Verlauf des nächsten Jahres beginnen, sagte der Präsident der brasilianischen Filiale, Luis Curi.
***
Geschäftsnachrichten
Cervecería Quilmes
Im Rahmen der selbstgesteckten Umweltziele konnte die grösste argentinische Brauerei im Zeitfenster 2009-2012 den Wasserkonsum um 33%, und den Energieverbrauch um 12% reduzieren.
Aerolíneas Argentinas
Ab 1. Juni fliegt die staatliche Fluggesellschaft die brasilianische Stadt Belo Horizonte an. Die Strecke wird täglich mit Maschinen von Austral Lineas Aereas vom internationalen Flughafen Ezeiza bedient.
MWM International
Dieser Zulieferant der Kfz-Industrie gab die Aufnahme der Fabrikation von grossen Motoren (von bis zu 9 Litern) im Werk in Jesús María, Provinz Córdoba, für Ende Juni bekannt. Der Vorstandsvorsitzende Eduardo Nuti machte dies jedoch vom Import einer Anlage aus Brasilien abhängig.
Vetanco
Dieses Veterinärlabor ist jetzt auch in Mexiko aktiv. In einer ersten Phase sollen alle Produkte für Geflügel und Schweine landesweit angeboten werden. Mittelfristig werde man auch die Entwicklung im Bereich der Rindergesundheit anpeilen. Nebst der Einweihung dieser mexikanischen Filiale wurde das zweite Produktionswerk im brasilianischem Bundesland Santa Catarina, mit Gesamtkosten von u$s 4 Mio. eröffnet.
YPF
Das staatlich kontrollierte Erdölunternehmen hat der nationalen Wertpapierkommission mitgeteilt, dass das Direktorium eine Ausgabe von Obligationen für bis zu $ 3,7 beschlossen habe.Vorher hatte die Firma der Börse von Buenos Aires mitgeteilt, dass sie das Programm der mittelfristigen Fianzierung um u$s 2 Mrd. auf insgesamt u$s 5 Mrd. erweitern wolle. 2012 hat YPF Obligationen für insgesamt $ 12 Mrd. untergebracht. YPF hat ein ehrgeiziges Investitionsprogramm in Angriff genommen,und benötigt eine entsprechende Finanzierung, da der Gewinn nicht dafür ausreicht.
Accor
Der Generaldirektor der französischen Hotelkette Accor für Lateinamerika, der Brasilianer Roland de Bonadona, erklärte bei einem Besuch in Buenos Aires, die Firma beabsichtige die Zahl der Hotels in Argentinien binnen drei Jahren auf 50 zu verdoppeln. Ausserdem sollen die Hotels Cesar Park, die Accor vom der mexikanischen Gruppe Posadas übernommen hat, erneuert und in Mgallery umgetauft werden. Accor ist weltweit mit 3.500 Hotels in 92 Ländern führend auf diesem Gebiet. In Lateinamerika sind es 215 Hotels, zu denen jetzt 136 hinzukommen sollen, die eine Investition von über einer Milliarde Dollar darstellen.
Wirtschaftsübersicht
Die missverstandene Inflation
Die Inflation wird von der Wirtschaftswissenschaft als eine allgemeine und dauerhafte Zunahme der Preise definiert. Wenn nur einige Preise steigen oder es sich um einen einmaligen Preissprung handelt, so ist das keine Inflation. Die Ursachen der Inflation sind vielfach: sie kann durch eine monetäre Expansion verursachen werden, oder durch Kostenerhöhungen oder bestimmte Preiszunahmen, die sich auf andere Preise auswirken. Aber auch dies muss durch die Geldexpansion bestätigt werden. Das Problem, das sich hier stellt, besteht darin, dass eine restriktive monetäre Politik, die Kosten- und Preiserhöhungen nicht bestätigt, eine Rezession zur Folge hat, und das macht es für eine Regierung schwer, sie durchzuhalten. Eine Stabilitätspolitik geht somit weit über das monetäre Problem hinaus.
Die gegenwärtige argentinische Inflation hat grundsätzlich zwei Ursachen:
- Lohnerhöhungen, die weder durch Produktivitäts- und Effizienzfortschritte, noch durch geringere Gewinne, ausgeglichen werden. Sie werden dann auf die Preise übertragen. Hätten die Unternehmen keine Möglichkeit, höhere Löhne abzuwälzen, dann würden sie die Lohnerhöhungen nicht zulassen. Aber in der Praxis ist es so, dass einmal die Regierung (also konkret das Arbeitsministerium) Lohnerhöhungen befürwortet, die auf die Preise übertragen werden. Und dann ist es so, dass allgemeine Erhöhungen, die für eine ganze Branchen gelten, die Konkurrenzbedingungen nicht ändern. Bei einer offenen Wirtschaft stellt der Import ein Hindernis dar; aber in Argentinien wird der Import gehemmt (auf Anweisung von Binnenhandelssekretär Moreno), ganz besonders wenn er mit lokaler Produktion konkurriert. Ausserdem zeigt die Erfahrung, dass es dann schliesslich zu Abwertungen kommt, die die interne Inflation bestätigen.
- Die monetäre Expansion, die um die 35% jährlich liegt. Die Geldmenge wird von der Bevölkerung mit den Banknoten identifiziert. Die ZB verwendete früher dem Begriff der “monetären Basis”, die in den Banknoten in Händen des Publikums plus der Depositen der Banken bei der ZB besteht. Vor einigen Jahren, unter Martin Redrado als ZB-Präsident, wurde dann ein anderer monetärer Begriff als Richtlinie eingesetzt, nämlich das, was in der monetären Theorie M2 benannt wird, und in Geldscheinen in Händen des Publikums plus Giro- und Spardepositen besteht. Denn all dies wird für Zahlungen eingesetzt. Nebenbei bemerkt: in Deutschland wird als Referenz der Begriff M3 verwendet, bei dem ausserdem Fristdepositen u.a. hinzugezählt werden. Es lässt sich jedoch darüber streiten, wie weit diese Depositen, die nur über Übertragung auf Girodepositen oder Abhebung (also Umwandlung in Bargeld) für Zahlungen eingesetzt werden, als Zahlungsmittel betrachtet werden können.
Diese Geldbegriffe wurden vom Nobelpreisträger der Wirtschaftswissenschaften Milton Friedman entwickelt, der die Geldpolitik der US-Notenbank, der Federal Reserve, während der 30er Jahre untersucht hat, und dabei feststellte, dass der Notenumlauf zwar leicht expandierte, aber das Aggregat M2 zurückging, weil einige Banken geschlossen hatten und die Sparer daraufhin Geld von den Banken abzogen. Und dies hat die damalige Rezession vertieft. Friedman empfahl daraufhin die Einführung einer Bankgarantie der Federal Reserve, als Mittel um die Geldmenge M2 zu stabilisieren, wenn aus irgend einem Grund Panikstimmung bei den Sparern eintritt. Das hat Deutschland in der Finanzkrise 2008/09 auch effektiv eingeführt, mit positivem Ergebnis. Argentinien, das diese Garantie lange vorher schon hatte (und sie in den 90er Jahren aufgegeben hat), ist es dabei nicht gut gegangen.
Die Friedman-These, dass darauf geachtet werden muss, dass die Geldmenge, gemessen als M2, nicht abnimmt, wurde in Argentinien von ZB-Präsident Redrado übernommen, der Expansionsziele bestimmte (wie sie auch in Deutschland bestehen) und dabei die Ausweitung der Geldmenge leicht unter des BIP zu laufenden Werten hielt. Die monetäre Expansion sollte das wirtschaftliche Wachstum passiv begleiten, aber nicht behindern, und dabei die Inflation zumindest nicht anheizen. Dieses Konzept ist in den letzten Jahren aufgegeben worden: die monetäre Expansion liegt weit über der BIP-Zunahme zu Marktpreisen und wirkt direkt inflationär.
Diese monetäre Expansion ist eine direkte Folge der Zuwendungen der ZB an das Schatzamt zwecks Deckung des Defizites. Das bezieht sich einmal auf das echte Defizit (Gesamtausgaben minus gesamte laufende Einnahmen), aber dann auch auf den ungedeckten Finanzierungsbedarf. Die Mittel, die das Schatzamt braucht, um das echte Defizit und die Differenz zwischen Amortisation bestehender Schulden und Neuverschuldung zu decken, werden zum grossen Teil von der ZB bereitgestellt, die zum Teil dafür Reserven opfert, aber grundsätzlich zur Notenpresse greift.
Bis vor einigen Jahren bestand die Ursache der Expansion in der starken Zunahme der ZB-Reserven. Das wurde zum Teil durch Ausgabe von ZB-Wechseln (Lebac und Nobac) ausgeglichen. Doch dies scheint jetzt auch eine Grenze erreicht zu haben, zumal dadurch den Banken Mittel entzogen werden, die sie für Kredite einsetzen sollten. Ein rachitisches Bankensystem wie das argentinische, bei dem die privaten Bankdepositen, gemessen als Anteil am BIP, einen Bruchteil der international üblichen Raten ausmachen (wobei auch vergleichbare Schwellenländer weit über Argentinien liegen), verträgt diese Abschöpfung von Mitteln der Banken immer schlechter.
Das Grundproblem besteht darin, dass die Staatsausgaben so sehr zugenommen haben, dass sie auch mit stark erhöhten Steuereinnahmen nicht gedeckt werden können. Die Steuerbelastung hat irgendwie eine unsichtbare Grenze erreicht und müsste eigentlich verringert werden, da sie zunehmend Hemmungen für das wirtschaftliche Wachstum schafft.
Das Konzept von Moreno und die Supermärkte
Für Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno und wohl auch für die Präsidentin Cristina Kirchner (auf die er grossen Einfluss hat), sieht der Fall ganz anders aus. Schuld an der Inflation haben die sogenannten “konzentrierten Gruppen”, also an erster Stelle die grossen Supermarktketten. Diese Auffassung zeugt von einem totalen Unverständnis der Wirklichkeit. Die Kirchner-Ideologen verstehen eben die Marktwirtschaft nicht, besonders die direkte und indirekte Konkurrenz nicht, und auch nicht die Dynamik der ständigen Innovation und Korrektur von Fehlern, die das Wesen der unternehmerischen Tätigkeit darstellen. CK betont ständig die Notwendigkeit staatlicher Intervention, wobei sie davon ausgeht, dass der Marktmechanismus nicht funktioniert. Sie hält die Ausnahmen für die Regel, und dabei schafft die Regierung gelegentlich Störungen der Märkte, die in Form von Knappheit und Preiszunahmen auftreten. Also genau das Gegenteil dessen, was beabsichtigt ist.
Was die Supermärkte betrifft, so seien folgende Aspekte hervorgehoben:
- Das Geschäft der Supermärkte besteht in der Menge und nicht in der Marge. Sie bemühen sich darum, so viel wie möglich zu verkaufen, und müssen in diesem Sinn darauf achten, dass die Preise angemessen sind. Während die früheren Kolonialwarenläden (“almacenes”) u.a. die Preise ihrer Lieferanten passiv hinnahmen und auf die Endpreise übertrugen, sind die Supermärkte harte Unterhändler mit ihren Lieferanten, die nicht jeden Preis annehmen. Gelegentlich bleiben dabei auch wichtige Lieferanten, wie z.B. Molinos Rio de la Plata, von Lieferungen ausgeschlossen. Die Supermärkte stellen faktisch eine Hemmung für den Inflationsmechanismus dar, wobei sie auch mit niedrigeren Margen arbeiten als die früheren Kolonialwarenläden. Sonst hätten sie sich auch nicht durchgesetzt. Dass sich die Preispolitik jetzt ausgerechnet auf die Supermärkte konzentriert, klingt einfach verrückt.
- Die grossen Supermärkte stellen kein Kartell dar, wie es Moreno unterschwellig annimmt, sondern sie konkurrieren hart unter sich, direkt und über die von ihnen abhängigen Selbstbedienungsläden, die im Wesen kleinere Supermärkte sind. So betreibt Cencosud ausser Jumbo und Disco die Kette Vea, und Carrefour die Kette Dia. Aber ausserdem haben andere Supermärkte, zum grossen Teil in Händen von Chinesen, auch einen hohen Martkanteil. Die Chinesen sind harte Konkurrenten, weil es oft Familienbetriebe sind, bei denen die Mitglieder lange Arbeitszeiten haben und relativ wenig verdienen, so dass sie mit niedrigen Margen auskommen.
- Schliesslich konkurrieren die Supermärkte mit den spezifischen Verkaufsgeschäften, nämlich Obst- und Gemüsenhändlern, Metzgern, Bäckereien und auch solchen, die nur Geflügel oder Reinigungsmittel verkaufen. Und nicht zuletzt konkurrieren sie oft noch mit den Strassenhändlern, die Obst und Gemüse besonders billig zu verkaufen pflegen, da sie keine fixen Kosten haben und gelegentlich Überschüsse kaufen, die die Produzenten besonders billig liefern, weil sie sonst verderben.
- Die Konkurrenz zwischen Supermärkten kommt besonders in den Zeitungsanzeigen zum Ausdruck, die die Konsumenten über Preise und Kaufbedingungen unterrichten. Dass Moreno jetzt diese Anzeigen (verbal und mit direkten oder unterschwelligen Drohungen) verboten hat, wirkt somit gegen die effektive Konkurrenz. Er hat die primitive Vorstellung, dass die Supermärkte dann das gesparte Geld einsetzen, um Preiserhöhungen zu vermeiden.
- Die Konkurrenz wird bei den Supermärkten noch durch die Mitwirkung der Banken verschärft, die bei Verwendung der von ihnen verwalteten Karten Rabatte und Kredite gewähren. Dabei konkurrieren sie auch mit den eigenen Karten der Supermärkte. Wenn jetzt Moreno beanstandet, dass die Banken bei Käufen mit Karten eine Provision von 3% fordern, dann berücksichtigt er zwei Umstände nicht. Einmal, dass die Banken sich auch an den Rabatten beteiligen, und dabei oft mehr als diese Provision opfern (gelegentlich 10%, also 7 Punkte mehr). Das tun die Banken, um Kunden anzuziehen, weil sie sich um Depositen bemühen müssen. Zweitens konkurrieren die Banken dabei mit den eigenen Karten der Supermärkte, die niedrigere Provisionen haben und auch Finanzierungen bereitstellen. Die Konkurrenz funktioniert auch auf diesem Gebiet.
Moreno hat jetzt eine neue Karte in Aussicht gestellt, benannt Supercard, bei der die Provision nur 1% beträgt. Es bestehen jedoch berechtigte Zweifel, ob sie schliesslich effektiv eingeführt wird, was mit viel Verwaltungsarbeit und Kosten verbunden ist. Zunächst sollte diese Karte Monopolcharakter haben, also die bestehenden ersetzen und von der Banco Nación ausgegeben werden. Das wurde fallen gelassen, einmal weil es keinen Sinn hat, dann weil es gegen die Verfassung verstösst, und schliesslich weil die Leitung der Banco Nación (deren Präsident, Juan Carlos Fábrega, ein erfahrener und vernünftiger Banker ist) nichts davon wissen wollte.
Die Verwendung der neuen Karte sollte den Supermärkten gesamthaft $ 720 Mio. pro Monat sparen. Das ist eine Milchmädchenrechnung. Denn die effektive Erparnis ist schwer zu berechnen, wenn man die Rabatte abzieht, die die Banken auf eigene Kosten gewähren. Mit diesem Geld sollen die Supermärkte dann bestimmte Preiserhöhungen ihrer Lieferanten ausgleichen, die Moreno genehmigt. Das ist wirklich sehr primitiv gedacht. Nebenbei bemerkt: wenn die Supermärkte eine gemeinsame Karte verwenden, dann hört die Konkurrenz auf, die unter ihren einzelnen Karten besteht. Die Finanzierung, die für die Supercard bereitgestellt werden soll, die angeblich mit Mitteln der Versicherungsgesellschaften erfolgen soll, bei der der Zinssatz von 22% weit unter dem üblichen für diese Geschäfte liegt (40% aufwärts), könnte genau so gut über die bestehenden Karten vergeben werden. Wobei man sich jedoch fragen muss, ob es sinvoll ist, die Konsumfinanzierung zu fördern, statt die Finanzierung für Arbeitskapital und Investitionen von Unternehmen zu erweitern.
Moreno hat die Supermärkte gleichzeitig zu einer Preiseinfrierung verpflichtet, zunächst für zwei Monate bis Ende März, und danach bis Ende Mai. Das ist jedoch nicht so einfach. Obst, Gemüse und Fleisch haben Marktpreise, und wenn die Supermärkte den geforderten Preis nicht zahlen, dann gehen die Lieferanten auf den normalen Einzelhandel über.
Abgesehen davon sind die Preise bei Supermärkten allgemein unterschiedlich. Es gibt an bestimmten Tagen allgemeine Rabatte oder solche, die nur für bestimmte Produkte gelten, oder beim Kauf von mehr als einer Einheit des gleichen Produktes, oder nur für Kunden, die bei vorangehenden Käufen einen Rabattschein erhalten haben. Dann gibt es an bestimmten Tagen Diskonte für einzelne Karten. Und schliesslich werden ohnehin gleiche Produkte zu unterschiedlichen Preisen angeboten, nur weil einige Marken die Kunden mehr anziehen. Im allgemeinen kann ein schlauer Käufer sich viel billiger versorgen, als einer, der einfach zugreift und das erste nimmt, was ihm auf Augenhöhe angeboten wird oder was ihm die Propaganda ins Unterbewusstsein eingeprägt hat. Eine Erziehung der Konsumenten würde bestimmt eine bedeutendere Wirkung haben, als die Moreno-Kontrollen. Die Konsumentenverbände haben auf diesem Gebiet noch viel zu tun.
Das echte Problem
Die Einfrierung der Preise bei Supermärkten hat kurzfristig eine bestimmte Wirkung. Einmal gibt dies den Supermärkten ein Argument mehr, um sich Preiserhöhungen ihrer Lieferanten zu widersetzen, was diese dann wiederum bei den Lohnverhandlungen vorbringen. Das wäre positiv. Und dann wirkt sich dies auf die Preisstatistik aus, die das Statistische Amt (INDEC) berechnet, das dabei von gleichbleibenden Preisen ausgeht, ohne sich die Mühe zu nehmen, zu prüfen, ob dies stimmt. Das wäre gewiss nicht positiv. Ohnehin ist die Bestimmung der Preise bei Supermärkten nicht einfach, wegen der verschiedenen Preisdifferenzierungen.
Die Inflation wird durch die Moreno-Einfrierung bestenfalls kurzfristig gebremst. Bei einer wilden Erhöhung der Geldmenge ist eine Wirkung auf die Preise, und auch auf den freien (schwarzen) Wechselkurs, nicht zu vermeiden. Die Staatsausgaben müssen verringert werden, und genau das geschieht nicht: im Gegenteil, es wird aus dem vollen gewirtschaftet, wie nie zuvor, wie es die Schaffung von 5.000 (unnötigen) neuen Posten für Staatsanstellte zeigt, die im November verfügt wurde, von denen ein grosser Teil auf Mitglieder der Gruppe “La Cámpora” entfällt, die bisher vertraglich (also zeitlich befristet) angestellt waren. Die Regierung hat nicht den geringsten Sinn für Austerität und Prioritäten, und kontinuierlich werden neue staatliche Investitionsprojekte angekündigt, für die es keine Finanzierung gibt. Die Regierung bemüht sich auch nicht um echte Finanzierungsmöglichkeiten, wie sie die Weltbank u.a. internationale Finanzinstitutionen vergeben könnten, ebenfalls Handelsbanken für die Finanzierung von Kapitalgütern, sofern der absurde Konflikt mit dem Pariser Klub gelöst wird. Dass sich Argentinien in einer liquiden Welt, in der anormal niedrige Zinsen bestehen, den Zugang zu Krediten und Investitionen verperrt hat, klingt leicht surrealistisch. Wie so vieles in dieser Regierung.
Ausserdem drohen jetzt die Lohnerhöhungen bei den bestehenden Verhandlungen aus den Fugen zu geraten, und die Regierung weiss nicht, wie sie dies bremsen kann. Dass die Metallarbeiter jetzt 35% fordern, nachdem bisher von 25% die Rede war, ist ein schlimmes Zeichen, da der Leiter der Gewerkschaft, Antonio Caló, als ein Gemässigter angesehen wurde, der der Regierung nahe steht und Verständnis für die Problematik der Konkurrenzfähigkeit hat. Jetzt handelt er wie einst sein Vorgänger Lorenzo Miguel, der 1975 das Anpassungsprogramm von Isabel Perón (unter Wirtschaftsminister Celestino Rodrigo) zu Fall brachte, was zur ersten Hyperinfationswelle Argentiniens (im März 1976) führte. Was ist hier passiert?
Zunächst müsste die Art der paritätischen Verhandlungen geändert werden, durch Mitwirkung eines Regierungsvertreters, mit Stimmrecht bei den Entscheidungen, der die Konsumenten und den Staat vertritt, also gegen Übertragung von Lohnerhöhungen auf Preise oder Ausgleich durch erhöhte Subventionen eintritt. Und dann müsste auch das Streikrecht eingeschränkt und der direkte Druck durch Kundgebungen, Angriffe und Drohungen bekämpft werden. Doch all dies erfordert eine grundsätzlich andere Haltung der Regierung, und ganz besonders von Arbeitsminister Carlos Tomada, der im Wesen wie ein Gewerkschaftsanwalt denkt und handelt, was er vor seinerAmtsübernahme auch war.
Die Frage ist dabei auch die, ob die Regierungsfraktion im Parlament ein Gesetz in diesem Sinn verabschieden würde. Denn den meisten Abgeordenten und Senatoren der Partei “Frente para la Victoria” geht dies gegen den Strich. Auch sie schweben in einer Wolke der Phantasie und haben den Ernst der Stunde nicht begriffen. CK scheint kaum bereit zu sein, ihnen die Wahrheit zu sagen und sie unter Druck zu setzen, wie es einst Carlos Menem bei den Gesetzesprojekten über Privatisierung und Deregulierung getan hat.